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Vorwort

wir enttäuscht zur Kenntnis: Die Bundesre-

gierung sieht bisher keinen Handlungsbe-

darf.

Ganz anders das Land Nordrhein-West-

falen. Hier wurde im Koaltionsvertrag die 

Notwendigkeit betont, dem Kindeswohl 

als Richtschnur auch für junge Flüchtlin-

ge stärker Beachtung zu verschaffen und 

zugunsten der unbegleiteten minderjähri-

gen Flüchtlinge erste Veränderungen in die 

Wege zu leiten. In  der „Handreichung zum 

Umgang mit unbegleiteten minderjährigen 

Flüchtlingen in Nordrhein-Westfalen“ vom 

März 2013 kommt dies zum Ausdruck. Sie 

unterstreicht das Primat der Jugendhilfe 

deutlich und hat große Beachtung gefun-

den. Wir hoffen, dass diese Publikation, die 

gemeinsam von den Landesministerien für 

Inneres und Kommunales sowie für Fami-

lie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport so-

wie den Landschaftsverbänden mit Unter-

stützung der Freien Wohlfahrtspflege NRW 

herausgegeben wird, das Spannungsfeld 

zwischen Kinder- und Jugendhilferecht 

und dem bestehenden Aufenthalts- und 

Asylrecht auch über die spezielle Gruppe 

der unbegleiteten minderjährigen Flücht-

linge hinaus verringern wird. Und zugleich 

gilt: Auch für Nordrhein-Westfalen besteht 

ein weitergehender Verbesserungsbedarf.

Insbesondere auf Bundesebene stehen wir 

jedoch vor der Herausforderung, das Kin-

deswohl in allen Bereichen des Ausländer-

rechts als Leitgedanken zu verankern. Viele 

Die Rechte der Kinder sind für die Freie 

Wohlfahrtspflege in NRW unteilbar. Dies ist 

die Grundhaltung, mit der wir in diesem Im-

pulspapier gemeinsam mit 16 Landesorga-

nisationen der Zivilgesellschaft auf den wei-

teren Handlungsbedarf hinweisen.

Seit vielen Jahren fordert die Freie Wohl-

fahrtspflege gemeinsam mit anderen Fach-

organisationen in Deutschland, dass Kin-

der ohne deutschen Pass, und hier gerade 

die mit unsicheren Aufenthaltspapieren, 

gleichberechtigt und ohne Benachteiligun-

gen unter uns leben dürfen. Internationale 

Standards geben dies vor: Denn alle Kinder 

haben Rechte.

Dank der vollständigen Anerkennung der 

UN-Kinderrechtskonvention durch die Bun-

desrepublik Deutschland vom Juni 2010 gel-

ten die Kinderrechte vollumfänglich auch 

für die ausländischen Kinder und Jugend-

lichen. Eigentlich! Doch drei Jahre nach 

Rücknahme des deutschen Vorbehaltes zu 

der UN-Kinderrechtskonvention nehmen 

Ludger JutkeitHelga Siemens-Weibring
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Themen aus der Lebenswirklichkeit von jun-

gen Flüchtlingen und ihren Familien sind 

bisher nicht konventionskonform umge-

setzt.

Mit diesem Impulspapier …

… zeigen wir entlang der Lebenslagen der 

jungen Menschen eine Fülle von Benachtei-

ligungen auf.

… benennen wir Verantwortlichkeiten und 

Mechanismen, die einer  Teilhabe von 

Flüchtlingskindern und -jugendlichen im 

Wege stehen. 

… weisen wir auf konkrete Schritte zu einer 

vollständigen Umsetzung der UN-Kinder-

rechtskonvention in Deutschland hin - auf 

Landes- wie auf Bundesebene.

… bringen wir unsere konkreten langjäh-

rigen Erfahrungen aus der Flüchtlings- 

und Jugendhilfe vor Ort und in den Le-

benslagen von jungen Flüchtlingen ein.

… mischen wir uns aktiv in die gegenwärti-

ge Diskussion um eine  Willkommenskultur 

ein.

… stellen wir uns als Partner einer viel ver-

sprechenden und kreativen Entwicklung vor.

Wir begrüßen außerordentlich das Bünd-

nis mit den 16 Fachorganisationen aus 

Nordrhein-Westfalen, die aus der Ju-

gendsozialarbeit, der Jugendarbeit, der  

Selbstorganisation junger Flüchtlinge, der 

Flüchtlingssozialarbeit bis hin zur Landesver-

tretung der Integrationsräte und der Gewerk-

schaft kommen. Gemeinsam mit uns weisen 

sie auf den weiteren Handlungsbedarf zu-

gunsten einen vollständigen Umsetzung der 

UN-Kinderrechtskonvention (UN-KRK) hin.

Die Breite dieser zivilgesellschaftlichen Initi-

ative stimmt uns hoffnungsfroh.

Wir erhoffen uns anregende Diskussionen 

und wünschen den Verantwortlichen in 

Bund und Land die Entschlossenheit, die 

UN-KRK vollumfänglich umzusetzen, da-

mit junge Flüchtlinge zuerst als Kinder und 

Jugendliche gesehen werden -  in einer 

toleranten und weltoffenen Gesellschaft.

Ludger Jutkeit

Vorsitzender der Landesarbeitsgemein-

schaft der Freien Wohlfahrtspflege  

Nordrhein-Westfalen

Helga Siemens-Weibring

Arbeitsausschuss Familie, Jugend, Frauen

der Freien Wohlfahrtspflege in NRW	
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Die UN-KRK wurde am 20. November 1989 

von der UN-Generalversammlung der Ver-

einten Nationen angenommen und trat 

am 05. April 19922 in der Bundesrepublik 

Deutschland in Kraft. Für junge Flüchtlinge 

und Kinder und Jugendliche mit unsiche-

rem Aufenthalt (kurz: Flüchtlingskinder) 

sind die Artikel 22 (Flüchtlingskinder) und 

12 (Berücksichtigung des Kindeswillens) 

von besonderer Bedeutung. 

Im Originaltext besteht die Konvention aus 

54 Artikeln, die UNICEF, die Kinderrechtsor-

ganisation der UNO, in zehn Grundrechten 

zusammen fasst:

•	 	das Recht auf Gleichbehandlung und 

Schutz vor Diskriminierung, unabhängig 

von Religion, Herkunft und Geschlecht;

•	 das Recht auf einen Namen und eine 

Staatszugehörigkeit;

•	 das Recht auf Gesundheit;

•	 	das Recht auf Bildung und Ausbildung;

•	 	das Recht auf Freizeit, Spiel und Erho-

lung;

•	 	das Recht, sich zu informieren, sich mit-

zuteilen, gehört zu werden und sich zu 

versammeln;

•	 	das Recht auf eine Privatsphäre und ei-

ne gewaltfreie Erziehung im Sinne der 

Gleichberechtigung und des Friedens;

•	 	das Recht auf sofortige Hilfe in Katastro- 

phen und Notlagen und auf Schutz vor 

Grausamkeit, Vernachlässigung, Aus-

nutzung und Verfolgung;

•	 	das Recht auf eine Familie, elterliche 

Fürsorge und ein sicheres Zuhause;

Die UN-Kinderrechtskonvention umsetzen!

Seit dem 15. Juli 2010 gilt das Übereinkom-

men über die Rechte des Kindes, kurz UN-

KRK vollumfänglich in Deutschland. Damit 

gilt Art. 3 Abs. 1 UN-KRK uneingeschränkt, 

d.h. „bei allen Maßnahmen, die Kinder  

betreffen, gleichviel ob sie von öffentlichen 

oder privaten Einrichtungen der sozialen 

Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbehör-

den oder Gesetzgebungsorganen getroffen 

werden, [ist] ... das Wohl des Kindes ein Ge-

sichtspunkt, der vorrangig zu berücksichti-

gen ist.“

Gemäß Art 3 UN-KRK ist Pflicht und Aufga-

be aller deutschen Behörden und Gerichte, 

dem Vorrang des Kindeswohls Geltung zu 

verschaffen, indem sie ihre Entscheidungs-

praxis an Abwägungs- und Begründungs-

erfordernissen der Konvention ausrichten. 

Leider sieht die derzeitige Bundesregie-

rung keinen gesetzlichen Handlungsbedarf 

auf der Bundesebene. In den Bundeslän-

dern stellt sich die Situation vielschichtig 

dar.

Das Impulspapier „Uneingeschränkte 

Rechte für junge Flüchtlinge“ befasst sich 

mit begleiteten und unbegleiteten Minder-

jährigen. Es greift auch Fragestellungen für 

junge Menschen im Sinne des SGB VIII auf. 

Es benennt Ausgangslagen und Lösungs-

möglichkeiten, die aus Sicht der Unter-

zeichnenden in Deutschland1 und NRW bei 

der Umsetzung des Geistes der UN-KRK in 

nationales Recht bestehen. Es will auf diese 

Weise dazu beitragen, dass die Kinderrech-

te für alle in Deutschland lebenden Kinder 

gleichermaßen gelten.

6



Auf der Bundesebene gibt es das Bündnis 

„Kinderrechte ins Grundgesetz“, um die 

Position der Kinder im deutschen Rechts-

system zu stärken und ein klares Signal 

an Staat und Gesellschaft zu senden, das 

Wohlergehen der Kinder als Kernaufgabe 

anzusehen. Auf der Grundlage der Prinzipi-

en der UN-Kinderrechtskonvention soll ein 

neuer Artikel 2a4 in das Grundgesetz aufge-

nommen werden.

Im Folgenden finden Sie eine Tabelle, in 

der für die Kinder und Jugendlichen oh-

ne sicheren Aufenthalt themenbezogen 

die Ausgangslage beschrieben ist und Lö-

sungsmöglichkeiten dargestellt werden. 

Der Aufbau des Papieres orientiert sich an 

der Grundhaltung, dass es sich um Kinder 

und Jugendliche handelt, für die das Kin-

der- und Jugendhilferecht vorrangig gelten 

muss. In der Praxis stehen jedoch Fragen 

der Einreise, Aufenthalts- und Perspektiv-

gestaltung im Vordergrund. Mit diesem 

Aufbau wollen wir dazu beitragen, dass die 

Kinderrechte stärker in den Blick kommen.

•	 das Recht auf Betreuung bei Behinde-

rung.

Die UN-KRK legt wesentliche Standards 

zum Schutz und Wohl der Kinder, ihrer För-

derung und Beteiligung fest.3

In NRW hat sich das Land mit der Aufnah-

me von Kinderrechten in Art. 6 der Landes-

verfassung prinzipiell dazu verpflichtet, 

die Rechte von Kindern zu schützen und 

ihr Wohl zu fördern. Wegen der begrenz-

ten Reichweite von Landesverfassungen 

hat dies für die vorliegende Problematik 

keine direkten Auswirkungen. 2012 hat die 

Landesregierung im Koalitionsvertrag die 

Rücknahme der Vorbehaltserklärung be-

grüßt und für den Bereich der unbegleite-

ten minderjährigen Flüchtlinge angekün-

digt, dass sie dem besonderen Schutz die-

ser Personengruppe Rechnung tragen will. 

In diesem Kontext legte am 30. April 2010 

die LAG Freie Wohlfahrtspflege NRW zu-

sammen mit der LAG UMF NRW „Eckpunk-

te für ein Konzept zur Inobhutnahme von 

unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen 

in Nordrhein-Westfalen“ vor.

1
 siehe Kampagne „Jetzt erst Recht(e) für Flüchtlingskinder“ (www.jetzterstrechte.de)

2
 Mit der Hinterlegung der Ratifizierungsurkunde trat in Deutschland eine Vorbehaltserklärung mit fünf Punkten zu Familienrecht, Jugendstrafrecht und 

Ausländerrecht in Kraft. Der so genannte ausländerrechtliche Vorbehalt galt 18 Jahre lang. Dieser besagte: „Nichts in dem Übereinkommen kann dahin 
ausgelegt werden, dass die widerrechtliche Einreise eines Ausländers in das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland oder dessen widerrechtlicher 
Aufenthalt dort erlaubt ist; auch kann keine Bestimmung dahin ausgelegt werden, dass sie das Recht der Bundesrepublik Deutschland beschränkt, 
Gesetze und Verordnungen über die Einreise von Ausländern und die Bedingungen ihres Aufenthaltes zu erlassen oder Unterschiede zwischen Inlän-
dern und Ausländern zu machen.“

3
 Die UN-KRK wird flankiert durch Grundrechte, weitere nationale Gesetze und internationale Schutznormen wie z. B. das Haager Minderjährigen-

schutzabkommen und der internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte. 

4 
Formulierungsvorschlag des Bündnisses vom November 2012:

(1) Jedes Kind hat das Recht auf Förderung seiner körperlichen und geistigen Fähigkeiten zur bestmöglichen Entfaltung seiner Persönlichkeit.
(2) Die staatliche Gemeinschaft achtet, schützt und fördert die Rechte des Kindes. Sie unterstützt die Eltern bei ihrem Erziehungsauftrag.
(3) Jedes Kind hat das Recht auf Beteiligung in Angelegenheiten, die es betreffen. Seine Meinung ist entsprechend seinem Alter und seiner Entwick-
lung in angemessener Weise zu berücksichtigen.
(4) Dem Kindeswohl kommt bei allem staatlichen Handeln, das die Rechte und Interessen von Kindern berührt, vorrangige Bedeutung zu.
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Thema Ausgangslage Lösungsmöglichkeiten

Kinderrechte stärken - Art. 3, 22 KRK
Kindeswohl im humanitä-

ren Aufenthaltsrecht

Flüchtlingskinder, die selbst 

oder deren Eltern einen  

unsicheren Aufenthalt ha-

ben, haben ungenügende 

Aufenthaltsverfestigungs-

möglichkeiten. Kindeswohl 

und Kindeswille finden kei-

ne ausreichende Berück-

sichtigung. Individuelle 

Verwurzelungs- und Här-

tefallaspekte werden kind- 

bezogen häufig nicht be-

achtet.

Bundesratsinitiative:

Verankerung des Art. 3 Abs. 

1 KRK im Aufenthaltsrecht

Landesebene:

Neuer Erlass zu § 25 Abs. 5 

AufenthG zu Kindeswohl-

spezifika: die Beachtung 

des Kindeswohles hat ge-

nerell zu gelten und ist nicht 

mehr an erbrachten Integ-

rationsleistungen oder der 

Aufenthaltsdauer allein zu 

messen.

Gestaltungauftrag der Ju-

gendhilfe

Bei Flüchtlingskindern wird 

die Kinder- und Jugendhilfe 

ihrem gesetzlichen Auftrag, 

„vor Gefahren für ihr Wohl 

[zu] schützen“ und „positi-

ve Lebensbedingungen zu 

schaffen“ nicht gerecht (§ 1 

Abs. 3 SGB VIII).

Das Primat der Kinder- und 

Jugendhilfe durchsetzen.

Bildung und Ausbildung - Art. 28, 29 KRK
Schul- und Sprachförde-

rung

Die Schulpflicht in NRW gilt 

für alle Kinder und Jugend-

lichen. Sie wird zugleich 

von der Wohnsitznahme in 

Kommunen und vom ge-

wöhnlichen Aufenthalt ab-

hängig gemacht.

Landesebene:

Änderung des Schulgeset-

zes NRW: Schulpflicht gilt 

für alle aufhältigen Kinder 

und Jugendlichen in NRW
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Das Recht des Kindes auf 

Bildung und Ausbildung 

wird in NRW in der Praxis 

oft dadurch gefährdet, dass 

Kinder und Jugendliche 

keine oder geringe Mög-

lichkeiten haben, bedarfs-

gerechte Sprachförderan-

gebote wahrnehmen zu 

können, welche sie auf alle 

Bildungsgänge und Schul-

formen einschließlich der 

Sekundarstufe II (gymna-

siale Oberstufe, Berufskol-

legs) vorbereiten. Dies trifft 

insbesondere für jugendli-

che Seiteneinsteiger/-innen 

ab 16 Jahren zu. Dies gilt 

vor allem, wenn sie Wohn-

orten zugewiesen werden, 

an denen es keine adäquate 

schulische Förderung gibt.  

Die Übernahme von Fahrt-

kosten zu geeigneten Ein-

richtungen außerhalb des 

Wohnortes ist oft nicht si-

chergestellt. 

Flächendeckende Umsetz-

ung von alters- und bedarfs-

gerechten Sprachförderan-

geboten in allen Schulen  

sicherstellen

Regelung der Fahrtkosten-

übernahme

Integrationskurse Junge volljährige Flüchtlin-

ge gehören nicht zum be-

rechtigen Personenkreis. 

Sie haben somit keinen Zu-

gang zu den Integrations-

kursen. Ihr Bedarf ist jedoch 

sehr hoch und kann nicht 

befriedigt werden.

Bundesratsinitiative: 

Änderung §§ 43, 44 Auf-

enthG: 

Erweiterung des Berechtig-

tenkreises auf alle jungen 

Flüchtlinge im Sinne des 

SGB VIII
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Thema Ausgangslage Lösungsmöglichkeiten

Zugang zur Ausbildung Trotz Verbesserungen der 

letzten Jahre erschweren 

ausländerrechtliche Vor-

schriften nach wie vor den 

Zugang zu Ausbildung und 

Arbeit (Arbeitsverbot, Vor-

rangprüfung, Wartefristen, 

Pflicht zur Lebensunter-

haltssicherung behindert 

Ausbildungsteilhabe). Des-

halb entsteht nach Been-

digung der Schulpflicht (in 

NRW: Primar-, Sekundarstu-

fe I und II; letztere ggf. als 

Berufsschule oder Berufs-

kolleg - bis zur Vollendung 

des 18. bzw. 21. Lebensjah-

res) bei den betroffenen 

Jugendlichen oft Perspek-

tivlosigkeit. Die Teilnahme 

an berufsvorbereitenden 

Maßnahmen der Agentur 

für Arbeit (SGB II und III) ist 

über Jahre ebenso wenig 

möglich wie der Bezug von 

Berufsausbildungsbeihilfe 

(BAB) und BAföG.

Dies kann zur Folge haben, 

dass der Schulbesuch oder 

die Ausbildung abgebro-

chen werden muss.

Bundesratsinitiative:

Aufhebung des Arbeitsver-

bots,

Aufhebung der Vorrangprü-

fung, 

Aufhebung der Wartefrist 

Entkoppelung von Einglie-

derungsmaßnahmen, Bun-

desausbi ldungsbeihi l fe 

(BAB), Bundesausbildungs-

förderungsgesetz (BAföG) 

von bestimmten Aufent-

haltspapieren

Thema Ausgangslage Lösungsmöglichkeiten
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Soziale Rechte - Art. 12, 13, 19, 20, 24, 25, 26, 27, 
31 KRK
Wohnsitzauflage Die Verpflichtung zur Wohn-

sitznahme an einem be-

stimmten Ort, die neben 

Personen mit Duldung und 

Aufenthaltsgestattung auch 

Personen mit humanitären 

Aufenthaltserlaubnissen 

betrifft, beeinträchtigt das 

Kindeswohl.

Diese Regelung führt in 

der Praxis zu zahlreichen 

Schwierigkeiten: Familien-

trennungen, Erschwerung 

des Zugangs zu Arbeit oder 

(Aus-)Bildung, usw.

Bundesratsinitiative / Län-

dererlass:

Abschaffung der Wohnsitz-

auflage bei allen Aufent-

haltserlaubnissen. Auch bei 

fehlender Aufenthaltser-

laubnis sollten Änderungen 

des Wohnsitzes unter der 

Berücksichtigung des Kin-

deswohls unbürokratisch 

möglich sein. 

Wohnbedingungen/

Gemeinschaftsunterkunft

Gemeinschaftsunterkünf-

te bieten keine geeigneten 

Räumlichkeiten für eine 

kindgerechte Entwicklung 

(kein Platz zum Lernen, 

kein Privatleben für Fami-

lien, unterschiedlichen Be-

dürfnissen von Mädchen 

und Jungen wird zumeist 

nicht Rechnung getragen, 

Sanitärbereich und Küche 

werden gemeinschaftlich 

genutzt, mangelnde Hygie-

ne, fehlende Intimität - z.B. 

führen Sammelduschen 

Landesebene: 

Ergänzung von § 1 Flücht-

lings-AufnahmeG NRW: „…

menschenwürdig und be-

darfsgerecht, bei Kindern 

insbesondere unter Wah-

rung des Kindeswohls…“

Förderung des privaten 

Wohnens bzw., soweit nicht 

möglich, in abgeschlosse-

nen Wohneinheiten zum 

Schutz der Privatsphäre - 

insbesondere für Familien 
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zu einem Sexualisierungs-

problem, mangelnde Si-

cherheitsvorkkehrungen 

für Kinder, Konflikte durch 

enges und unfreiwilliges 

Zusammenleben von Men-

schen verschiedener Kul-

turen und Religionen). Sie 

bewirken psychische Beein-

trächtigungen und Dauerlei-

den.

Die gesellschaftliche Teilha-

be in Form von Aktivitäten 

mit Gleichaltrigen ist stark 

eingeschränkt.

Residenzpflicht Die gesetzlich geregelte 

Einschränkung der Bewe-

gungsfreiheit von Personen 

mit Aufenthaltsgestattung 

und Duldung (Residenz-

pflicht) beeinträchtigt das 

Kindeswohl. Der Zugang 

zu Bildung und Ausbildung/ 

Arbeit wird behindert.

2010 wurde die Residenz-

pflicht innerhalb NRW für 

Asylsuchende und Gedul-

dete gelockert. Länderüber-

greifende Bewegungsfrei-

heit besteht allerdings nur 

auf Antrag. 

Bundesratsinitiative: 

Abschaffung der Residenz-

pflicht

Landesebene:

Keine Einschränkung in 

NRW ab drei Monaten Auf-

enthalt; Suche nach länder-

übergreifenden Regelun-

gen; 

für in NRW Lebende Schaf-

fen einer generellen Verlas-

senserlaubnis

Thema Ausgangslage Lösungsmöglichkeiten

12



Grundversorgung 

Asylbewerberleistungsge-

setz (AsylbLG)

Kinder wurden nach Auf-

fassung des Bundesverfas-

sungsgerichtes (Urteil vom 

18. Juli 2012) menschenun-

würdig behandelt und so-

mit schlechter gestellt als 

andere Kinder in Deutsch-

land. Das Gericht hat festge-

stellt, dass Grundleistungen 

nach dem AsylbLG mit dem 

Grundrecht auf Gewährleist- 

ung eines menschenwürdi-

gen Existenzminimums aus 

Artikel 1 Absatz 1 Grundge-

setz in Verbindung mit dem 

Sozialstaatsprinzip des Arti-

kel 20 Absatz 1 Grundgesetz 

unvereinbar sind. Es hat 

klargestellt, dass das men-

schenwürdige Existenz- 

minimum, das sowohl das 

physische als auch das so-

ziokulturelle Existenzmini-

mum umfasst, nicht auf-

grund migrationspolitischer 

Erwägungen relativiert wer-

den darf. Aus diesem Grund 

sind bis zu einer gesetzli-

chen (Neu-)Regelung die 

Leistungen entsprechend 

der Leistungshöhe des SGB 

II bzw. XII zu erbringen.

Bundesratsinitiative:

Fortsetzung der Länderini-

tiative zur Abschaffung des 

Asylbewerberleistungsge-

setzes und gleichzeitiger 

Eingliederung der Betrof-

fenen in die Regelsysteme 

SGB II bzw. SGB XII.

Nur so ist gewährleistet, 

dass das Sachleistungs-

prinzip aufgehoben wird, 

ein Rechtsanspruch auf das 

Bildungs- und Teilhabepa-

ket besteht, der uneinge-

schränkte Zugang zu medi-

zinischer Versorgung sowie 

Leistungen der Arbeits-

marktintegration sicherge-

stellt werden.

Denn alle Kinder haben die 

gleichen Bedürfnisse und 

Rechte auf Teilhabe sowie 

auf uneingeschränkte medi-

zinische Versorgung.

Landesebene:

Bis zur Abschaffung des 

AsylbLG sollte das Land per 

Erlass befördern, dass die 

Kommunen Barleistungen 

statt Sachleistungen ge-

währen und dass die Leis-

tungseinschränkung nach § 

1a AsylbLG nicht mehr an-

gewandt wird.
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Medizinische Versorgung In der Regel ist sogar für 

Kinder im AsylbLG die Be-

handlung auf akute Erkran-

kungen und Schmerzzu-

stände (§ 4) begrenzt (keine 

Prophylaxe, kieferorthopä-

dische Behandlung nahezu 

unmöglich, Probleme bei 

der Gewährung von thera-

peutischen Maßnahmen, 

Logopädie, Krankengym-

nastik). Darüber hinausge-

hende Leistungen, die ge-

währt werden könnten (§ 6), 

werden oftmals verweigert. 

Der Behandlungsbeginn 

verzögert sich regelmäßig 

aufgrund vorher notwendi-

ger Beantragung der Kos-

tenübernahme.

Landesebene: 

Keine Einschränkungen bei 

der medizinischen und psy-

chotherapeutischen Versor-

gung von Kindern. Erlass 

zum § 6 AsylbLG, der die 

Deckung der besonderen 

Bedürfnisse von Kindern 

gebietet und für sie die Aus-

stellung von Krankenschei-

nen zur ambulanten Versor-

gung durch Sozialämter zu 

Quartalsbeginn ermöglicht 

(ohne Einschränkung nach 

§ 4 AsylbLG).

Recht auf ein Konto Geduldete können sehr 

häufig kein Girokonto er-

öffnen. Dies schließt jun-

ge Menschen von Bildung, 

Ausbildung und Arbeit aus.  

Ursache sind die Regelun-

gen des Geldwäschegeset-

zes (GwG), die das Geldin-

stitut gemäß § 4 Abs. 4 GwG 

verpflichten, die Identität 

des Vertragspartners an-

hand der im Geldwäschege-

setz niedergelegten Doku-

mente zu prüfen. 

Bundesratsinitiative:

Neue gesetzliche Regelung 

in den §§ 48ff AufenthG 

in Verbindung mit §§ 5ff 

AufenthV bzgl. zumutba-

rer Anforderungen an die 

Passpflicht: Regelhafte Aus-

stellung der Duldung als 

Ausweisersatz durch die 

Ausländerbehörden
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Leidtragende sind auch jun-

ge Heranwachsende, die für 

ein Verhalten ihrer Eltern in 

Anspruch genommen wer-

den.

Die Eröffnung eines Giro-

kontos ist für die bargeldlo-

se Abwicklung von Förder- 

und Entlohnungsleistungen 

in unserer Gesellschaft un-

verzichtbar.

Alternativ:

Das Land NRW ermöglicht 

den Geduldeten einen Zu-

gang zu einem Girokonto 

(Pfändungsschutzkonto auf 

Guthabenbasis/ Finanzober-

grenze).

Fehlende Anwendung der 

Kinder- und Jugendhilfe

Auch wenn das SGB VIII jun-

ge Flüchtlinge und gedulde-

te Kinder und Jugendliche 

als Anspruchsberechtigte 

vorsieht, ist die Umsetzung 

konkreter Hilfeleistungen in 

diesem Bereich oft schwie-

rig. Verantwortlich hierfür 

sind rechtliche Handlungs-

unsicherheiten im Um-

gang mit den Schnittstel-

len zwischen Jugendhilfe 

und Aufenthaltsrecht, die 

häufig zu einer allgemei-

nen Zurückhaltung der Ju-

gendämter bei der Gewäh-

rung von Hilfen führen.

Diese Zurückhaltung ist un-

verständlich, da Auswei-

sungen aufgrund der Inan-

spruchnahme von Jugend-

hilfeleistungen in der Praxis 

keine Rolle spielen.

Bundesratsinitiative:

Aufhebung von § 55 Abs. 2 

Nr. 7 AufenthG

Verwaltungspraxis:

Fortbildungsangebote für 

Mitarbeitende in Behörden 

und NGOs zum rechtlichen 

Handlungsrahmen und zum 

spezifischen Hilfebedarf

Förderung des Austausches 

zwischen Jugend- und Aus-

länderbehörden
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Recht auf Familie - Art. 5, 9, 10, 12, 13, 18, 22 KRK

Beurkundung der Geburt Kinder erhalten nur einen 

Auszug des Geburtsregis-

tereintrags, keine Geburts-

urkunde, wenn die Mutter 

(Eltern) keine Nachweise 

über ihre Identität, ggf. auch 

ihren Ehestand vorlegen 

kann, die vom Standesamt 

als ausreichend akzeptiert 

werden.

Jedes Kind braucht eine Ge-

burtsurkunde, um nicht von 

elementaren Rechten aus-

geschlossen zu werden –  

etwa bei Heirat oder Ausrei-

se.

Famil ienzusammenfüh-

rung

a) Familiennachzug zu Kin-

dern

Nur Kinder, denen internati-

onaler Schutz gewährt wird, 

haben die Möglichkeit, ihre 

Sorgeberechtigten aus dem 

Ausland zur Ausübung der 

Personensorge zuziehen zu 

lassen. 

Der Ausschluss des Zuzugs 

von Sorgeberechtigten zu 

Kindern mit humanitärem 

Aufenthalt widerspricht 

dem Kindeswohl.

b) Familiennachzug von 

Kindern

Die grundsätzliche Ein- 

schränkung des Nachzugs- 

alters von Kindern zu ihren 

Bundesratsinitiative:

Abänderung der Vorschrif-

ten zum Familiennachzug:

a) § 36 Abs.1 AufenthG: Er-

weiterung auf alle Kinder, 

die eine Aufenthaltserlaub-

nis nach Abschnitt 5 des 

AufenthG haben. Die Nach-

zugserlaubnis sollte immer 

für beide Elternteile gelten. 

b) § 29 Abs. 3 AufenthG: er-

satzlose Streichung oder 

Änderung dahingehend, 

dass Familiennachzug mög-

lich und nicht an weitere Be-

dingungen geknüpft ist. 
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Sorgeberechtigten auf 16 

Jahre widerspricht ebenso 

dem Kindeswohl wie die 

generelle Fokussierung des 

Familiennachzugs auf die 

Kernfamilie.

Der Familiennachzug um-

fasst nur ledige Minderjäh-

rige. Geschiedene, versto-

ßene und verwitwete Kin-

der können nicht zu ihren 

Eltern kommen.

§ 32 Abs. 2 AufenthG: Anhe-

bung auf das 18. Lebensjahr 

und Verzicht auf Beherr-

schung der deutschen Spra-

che und eine positive Integ-

rationsprognose

Streichung der Vorausset-

zung „ledig“ im gesamten § 

32 AufenthG

a) und b) § 36 Abs. 2 Auf-

enthG: Erleichterung der 

Nachzugsmöglichkeiten für 

Geschwister und Großel-

tern, unabhängig vom Vor-

liegen einer außergewöhn-

lichen Härte

Trennung des Kindes von 

Mutter oder/und Vater

•	 durch Zuweisung /  

Verteilung

Hat ein Elternteil schon ein-

mal einen Asylantrag ge-

stellt, besteht die Gefahr 

der Familientrennung. Bei 

einem erneuten Antrag die-

ses Familienmitgliedes (Fol-

geantrag) lebt die frühere 

Zuweisung wieder auf und 

es besteht die Verpflichtung, 

sich an den früheren Wohn-

sitz zu begeben. Das kann 

zu einer längeren Trennung, 

auch mit großer räumlicher 

Entfernung, von einem El-

ternteil führen. 

Bundesratsinitiative:

Änderung von §§ 50, 51 

AsylVfG, so dass die ge-

samte Familie am Ort der 

Erstzuweisung ohne Zwi-

schenaufenthalt in einer 

Erstaufnahmeeinrichtung 

zusammenleben kann. 

17



•	 	durch Ausweisung

•	 durch Abschiebung

s. Ausführungen Kinder- 

und Jugendhilfe (S. 8)

Durch verschiedene Um-

stände (Krankheiten einzel-

ner Familienmitglieder u.ä.) 

kommt es vor, dass Kinder 

von Eltern oder Elternteilen 

durch Abschiebungen oder 

Abschiebungshaft getrennt 

werden.

Bundesratsinitiative:

Streichung von § 55 Abs. 2 

Nr.7 AufenthG

Landesebene:

Erlass:

Keine Trennung von Eltern 

oder Elternteilen von Kin-

dern durch Abschiebungen 

oder Maßnahmen bei ge-

planten Abschiebungen

Asyl und Aufenthalt - Art. 1, 22 KRK

Handlungsfähigkeit Im Aufenthalts- und Asyl-

recht sind Jugendliche mit 

16 Jahren voll handlungs-

fähig im Gegensatz zu den 

sonstigen Vorschriften im 

öffentlichen Recht. Die He-

rabsetzung der Verfahrens-

fähigkeit unterhalb der Voll-

jährigkeit ist eine Überfor-

derung der Jugendlichen 

hinsichtlich der Tragweite 

und Konsequenzen der 

rechtlichen Regelungen.

Bundesratsinitiative:

Heraufsetzung der Hand-

lungsfähigkeit auf das 18. 

Lebensjahr im AufenthG 

und im AsylVfG

Flughafenverfahren Die Unterkunft im Flug-

hafentransit widerspricht 

durch ihre Ausgestaltung 

dem Kindeswohl.

Landesebene:

Aussetzung des Flughafen-

verfahrens

Thema Ausgangslage Lösungsmöglichkeiten

18



Wege aus der Duldung Duldungen setzen Abschie-

bungen aus. Sie berechti-

gen nicht zum Aufenthalt. 

Zugleich erhalten junge 

Flüchtlinge Duldungen, die 

anerkanntermaßen und un-

verschuldet nicht ausreisen 

können - und das auf Jahre 

und zum wiederholten Mal 

(Kettenduldungen). Die bis-

herigen Bleiberechtsrege-

lungen haben die Probleme 

der Geduldeten nicht ge-

löst. Selbst nach Jahren der 

Duldung sind Minderjährige 

noch umfassend von sozi-

aler Teilhabe ausgeschlos-

sen. 

Die Erteilungsvorausset-

zungen für die humanitären 

Aufenthaltserlaubnisse ent-

sprechen nicht der Lebens-

wirklichkeit junger Flücht-

linge. Dies gilt insbesonde-

re bei Passlosigkeit.

Bundesratsinitiative:

Erteilung von Aufenthaltser-

laubnissen mit vollumfäng-

lichem Zugang zu sozialen 

Rechten.

Landesebene:

Erlass:

Der Zugang zu humanitären 

Aufenthaltserlaubnissen 

muss erleichtert werden. 

Erleichterte Ausstellung von 

Reiseausweisen für Auslän-

der

Verlängerung von Aufent-

haltserlaubnissen

Kindern, die nach mehrjäh-

riger Duldung eine huma-

nitäre Aufenthaltserlaub-

nis erhalten haben, droht 

ein Rückfall in die Duldung 

trotz Integrations- und Bil-

dungserfolgen,  wenn ihre 

Eltern die Anforderung an 

das Aufenthaltsrecht (z. B. 

Lebensunterhaltssicherung) 

nicht mehr erfüllen können. 

Landesebene: 

Erlass: 

Sicherstellung des recht-

mäßigen Aufenthaltes des 

Minderjährigen, auch bei 

Nicht-(mehr)-Erfüllen der 

Voraussetzungen für ein 

Aufenthaltsrecht durch die 

Eltern

19



Bei der Verlängerung von 

Aufenthaltserlaubnissen 

werden Fragen wie ihre In-

tegration und ihre Beheima-

tung in Deutschland unge-

nügend beachtet. 

Der Verlust der humanitä-

ren Aufenthaltserlaubnis 

zerstört die Lebensperspek-

tiven und behindert die Zu-

gänge zu Ausbildung und 

Arbeit.

Daueraufenthalt  

(Niederlassungserlaubnis)

Über viele Jahre wird der 

Aufenthalt für junge Men-

schen wiederholt nur für 

kurze Zeit verlängert, ohne 

dass sie einen dauerhaf-

ten Aufenthalt daraus ab-

leiten können. Unsicherer 

Aufenthalt und fehlende 

Perspektiven zur Aufent-

haltsverfestigung erschwe-

ren die Integration. Die 

Anforderungen für eine 

Verfestigung des Aufent-

haltes (Niederlassungs- 

erlaubnis / Daueraufent-

halt EU)  sind im humani-

tären Bereich kaum erfüll-

bar (§ 26 Abs. 4 AufenthG).

Bundesratsinitiative:

Bei minderjährig Einge- 

reisten ist vollumfänglich  

§ 35 AufenthG anzuwenden. 

Thema Ausgangslage Lösungsmöglichkeiten
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Die Erteilung eines eigen-

ständigen, unbefristeten 

Aufenthaltsrechtes für Kin-

der scheitert in der Praxis 

am Urteil des Bundesver-

waltungsgerichtes (BverwG 

1. Senat, Urteil v. 13.09.2011, 

1 C 17/10), wonach § 35 Auf-

enthG nur anwendbar ist, 

wenn die erstmalige Auf-

enthaltserlaubnis vor Errei-

chen der Volljährigkeit vor-

gelegen hat.

Abschiebung von Minder-

jährigen

Kinderspezifische Gesichts-

punkte wie z.B. familiäre Ge-

walt, Kinderarbeit, Zwangs- 

rekrutierung, Kinderprosti-

tution und sexualisierte Ge-

walt führen selten zu einem 

Abschiebungsschutz. Aus-

länderbehörden dürfen die-

se Gesichtspunkte nicht be-

rücksichtigen (Bindungswir-

kung des § 42 AsylVerfG).

Bundesratsinitiative:

Verankerung der KRK in den 

Schutzbereich des § 60 Auf-

enthG 

Abschiebungshaft In NRW gibt es vereinzelt 

Abschiebungshaft von Min-

derjährigen, obwohl das In-

nenministerium sich gegen 

die Abschiebungshaft von 

Minderjährigen ausspricht 

(Erlass vom 19.01.2009, 

AZ 15-39.21.01-5 AHaftRL).

Bundesratsinitiative:

Keine Abschiebungshaft für 

Minderjährige (§ 62 Auf-

enthG)

Landesebene:

Erlass: Anweisung an die 

Ausländerbehörden, keine 

Abschiebungshaft bei Min-

derjährigen zu beantragen
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Irregulärer Aufenthalt / auf-

enthaltsrechtliche Illegalität

Kinder mit irregulärem Auf-

enthalt können durch die 

Übermittlungspflichten der 

staatlichen Behörden keine 

Rechte wahrnehmen oder 

am gesellschaftlichen Le-

ben teilnehmen, denn die 

Inanspruchnahme dieser 

Rechte könnte mittelbar die 

Abschiebung zur Folge ha-

ben.

Der Erhalt von Personen-

standsurkunden bei Ge-

burt oder Todesfall ist i.d.R. 

ebenso ausgeschlossen wie 

der Zugang zu medizini-

schen Leistungen. 

Der Zugang zu Schulen, 

Bildungs- und Erziehungs-

einrichtungen ist möglich, 

wird allerdings durch nicht 

gelöste Fragen der öffentli-

chen Gesundheitsvorsorge 

und Unfallversicherung er-

schwert bzw. verhindert. 

Bundesratsinitiative:

Klarstellung bzgl. der Über-

mittlungspflichten des § 87 

Abs.1 und 2 AufenthG: Öf-

fentliche Stellen, die keine 

Aufgaben der öffentlichen 

Sicherheit, sondern Aufga-

ben zur Gewährleistung so-

zialer Rechte wahrnehmen, 

insbesondere der Rechte 

auf Bildung, Gesundheit, 

Ausbildung und Arbeit, 

werden von den ausländer-

rechtlichen Übermittlungs-

pflichten ausgenommen.

Landesebene

Der Erlass des Ministeri-

ums für Schule und Weiter-

bildung vom 27.03.2008 zu 

§ 87 Abs. 2 AufenthG sollte 

allen Schulen, Bildungs- 

und Erziehungseinrichtun-

gen übermittelt und um den 

Aspekt der Vorlage anderer 

behördlicher Bescheinigun-

gen (v. a. Gesundheitsun-

tersuchungen) sowie Un-

fallversicherung erweitert 

werden.

Es sollten darüber hinaus 

alle Anstrengungen unter-

nommen werden, den Auf-

enthalt zu legalisieren.

Thema Ausgangslage Lösungsmöglichkeiten
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Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (UMF) - 
Art. 1, 12, 13, 20, 22 KRK

Inobhutnahme/ Clearing Das staatliche Wächteramt 

verpflichtet zur Inobhutnah-

me (§ 42 Abs. 1 Satz 1 Nr.3 

SGB VIII), zur Einleitung ei-

nes Clearingverfahrens und 

zur Beachtung grundlegender 

aufenthaltsrechtlicher Fragen. 

Trotz eindeutiger Gesetzes- 

und Erlasslage des MIK vom 

10.07.2008  „Ausländer- und 

Polizeibehörden sind ange-

wiesen, UMF dem örtlichen 

Jugendamt vorzustellen“, wird 

es häufig nicht umgesetzt. Die 

Behörden sind nur unzurei-

chend qualifiziert. Die Hand-

reichung des Innen- und Ju-

gendministeriums NRW vom 

März 2013 zum Umgang mit 

UMF befördert eine gesetzes-

konforme Verwaltungspraxis. 

Umsetzungsprobleme resul-

tieren sowohl aus Unwissen, 

ungelösten Sachfragen etwa 

bei der Alterseinschätzung 

wie aus ungenügend geklär-

ten Zuständigkeiten, Schnitt-

stellen und Verwaltungsab-

läufen von Jugend- und Aus-

länderbehörden sowie dem 

Bundesamt für Migration und 

Flüchtlinge (BAMF).

Bundesebene

Durchsetzung des Primats 

der Kinder- und Jugendhilfe 

im Ausländerrecht

Landesebene

Durchsetzung des Vorrangs 

der Jugendhilfe vor dem 

Ordnungsrecht und Sicher-

stellung ihrer Finanzierung

Information und Schulung 

der Jugend- und Ordnungs-

behörden, der Gerichte so-

wie der Jugendhilfe zur ge-

setzlichen Verpflichtung zur 

Inobhutnahme, zum Clea-

ring, dem Vormundschafts-

wesen und zur Notwendig-

keit der Einrichtung von Er-

gänzungspflegschaften in 

asyl- und aufenthaltsrechtli-

chen Fragen
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Feststellung von Minderjäh-

rigkeit / Alterseinschätzung

Unbegleitete minderjähri-

ge Flüchtlinge haben häu-

fig keine Urkunden zum 

Nachweis ihres Alters. Trotz 

Zuständigkeit der Jugend-

ämter für die Feststellung 

der Minderjährigkeit führen 

Ausländer- und Polizeibe-

hörden sowie Gerichte Ver-

fahren zur Altersfestsetzung 

durch. Häufig angewandte 

medizinische Verfahren zur 

Altersfeststellung sind im 

Falle von fehlender Freiwil-

ligkeit menschenrechtsver-

letzend.

Bundesratsinitiative:

Verzicht auf medizinische 

Eingriffe in § 49 Abs.6 Auf-

enthG 

Landesebene:

Durchsetzung der Zustän-

digkeit der Kinder- und Ju-

gendhilfe bei der Feststel-

lung von Minderjährigkeit 

Bei Ungewissheit über den 

Tag der Geburt ist das spä-

teste mögliche Geburtsda-

tum innerhalb des bekann-

ten Geburtsjahres (31.12.) 

zugrunde zu legen.

Vormundschaften Bei der Aufnahme von un-

begleiteten minderjähri-

gen Flüchtlingen sollen 

Vormünder die Rechte von 

Flüchtlingskindern sicher-

stellen. Lange Verfahrens-

wege zur Einrichtung von 

Vormundschaften, zu ho-

he Fallzahlen gemessen 

an der Komplexität der 

Fälle für Amtsvormünder, 

unzureichende Förderele-

mente zur Einrichtung von 

vorrangig zu bestimmen-

den Privat- und Vereins-

vormundschaften und ein 

mangelndes Wissen zum 

Landesebene:

Aufbau und (finanzielle) 

Förderung einer qualifizier-

ten Vormundschaftsstruk-

tur, die die Rangfolge von 

Privat-, Vereins- und Amts-

vormundschaft befolgt. 

Thema Ausgangslage Lösungsmöglichkeiten
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speziellen Hilfebedarf von 

UMF gefährden ihre Rechte. 

Dieser Mangel besteht, 

obwohl die unverzügli-

che Bestellung eines Vor-

mundes (§ 42 Abs. 3 SGB 

VIII) festgeschrieben ist.

Rechtsvertretung in asyl- 

und aufenthaltsrechtlichen 

Fragen / Ergänzungspfleg-

schaft

Unbegleitete minderjäh-

rige Flüchtlinge im Alter 

von 16 und 17 Jahren sind 

nach dem Ausländerrecht 

„handlungsfähig“. Dennoch 

sind sie nicht in der Lage, 

allein die Vertretung ihrer 

asyl- und aufenthaltsrecht-

lichen Belange wahrzuneh-

men. Insbesondere können 

sie nicht abwägen, ob eine 

Asylantragstellung oder ein 

Antrag auf die Erteilung ei-

ner humanitären Aufent-

haltserlaubnis geboten ist. 

Auch die in der Regel päda-

gogisch ausgebildeten Ein-

zel- oder Amtsvormünder 

sind als Berater in diesem 

komplizierten Rechtsgebiet 

nicht ausreichend qualifi-

ziert.

Jugendministerkonferenz / 

Bundesratsinitiative:

Es bedarf einer Initiative, 

damit UMF in Ergänzung 

ihrer Vormundschaft für die 

asyl- und ausländerrechtli-

chen Angelegenheiten ei-

nen unabhängigen Rechts-

beistand erhalten (§ 42 SGB 

VIII).

Landesebene:

Rundschreiben von Ju-

gend-, Justiz- und Innen-

ministerium, damit Ju-

gendämter regelmäßig 

die Einrichtung von Ergän-

zungspflegschaften bean-

tragen und die Gerichte die-

sen Anträgen stattgeben.

Zurückweisung Es kommt vor, dass Min-

derjährige durch die

Bundesratsinitiative:

Zurückweisung von UMF 

Thema Ausgangslage Lösungsmöglichkeiten
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Bundespolizei an der Gren-

ze bei versuchter Einreise 

zurückgewiesen werden, 

statt sie dem zuständigen 

Jugendamt vorzustellen

sind nicht zulässig (§ 15 Auf-

enthG) 

Abschiebung aus der Ju-

gendhilfe

Vereinzelt wird aus Ju-

gendhilfeeinrichtungen ab-

geschoben. Diese Praxis 

widerspricht dem Kindes-

wohl, da diese Einrichtun-

gen Schutz für die Jugendli-

chen bieten sollen. Pädago-

gische und therapeutische 

Maßnahmen werden durch 

Abschiebungen konterka-

riert, was zu (Re)-Trauma-

tisierungen führen kann.

Bundesebene:

Keine Abschiebung aus der 

Jugendhilfe 

Landesebene:

Erlass:

Abschiebungen aus der Ju-

gendhilfe sind unzulässig.

Fazit:

Entgegen den Aussagen in der Politik besteht ein erheblicher Bedarf an Regelungen zur voll-

ständigen Umsetzung der UN-KRK. Flüchtlingskinder sind zuallererst Kinder. Unter dieser  

Prämisse muss das Aufenthaltsrecht auf den Prüfstand.

Die Ausführungen belegen, dass im Geiste der UN-KRK in Deutschland ein erheblicher 

Handlungsbedarf besteht, der sich nicht nur auf Änderungen im Ausländer- und Asylrecht  

beschränkt, sondern auch weitere Rechtsgebiete umfasst.

Viele Regelungen, die die Kinderrechte vorenthalten, liegen in der Zuständigkeit des  

Thema Ausgangslage Lösungsmöglichkeiten
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Bundes. Zugleich müssen sich auch die Bundesländer ihrer Verantwortung stellen, Kinder- 

rechte vollumfänglich umzusetzen und konventionskonforme Regelungen über den Bun-

desrat auf den Weg bringen. Gleichwohl bleibt vieles auf Länderebene sowie in den Land-

kreisen und Kommunen zu tun.

Immer noch werden die gesetzlichen Grundlagen zugunsten der minderjährigen Flüchtlin-

ge unzureichend beachtet. Es fehlt an einer offensiven Ausgestaltung, insbesondere in der 

Verwaltungspraxis. 

Vorrangig gilt es deshalb in der Kinder- und Jugendhilfe, das Bewusstsein für die Rechte 

von minderjährigen Flüchtlingen – mit und ohne Eltern - zu fördern. Hier sind die Jugend-

hilfeausschüsse der Kommunen und der Landschaftsverbände besonders gefordert.

Flüchtlingskinder haben ein Recht auf einen gleichberechtigten Zugang zu Bildung, Ausbil-

dung und Beruf. Diese Rechte zu verwirklichen, ist gemeinsame Pflicht von Staat und Zi-

vilgesellschaft. In „the Best Interests of the Children“ gilt es alles zu unternehmen, um das 

Kindeswohl zu schützen und die Interessen der Kinder durchzusetzen.

Abkürzungsverzeichnis

AufenthG	 Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration 	

		  von Ausländern im Bundesgebiet (Aufenthaltsgesetz)

AufenthV	 Aufenthaltsverordnung

AsylbLG		 Asylbewerberleistungsgesetz

AsylVfG		  Asylverfahrensgesetz

FlüAG NRW	 Gesetz über die Zuweisung und Aufnahme ausländischer Flüchtlinge

		  (Flüchtlingsaufnahmegesetz NRW)

GwG		  Gesetz über das Aufspüren von Gewinnen aus schweren Straftaten

		  (Geldwäschegesetz)

GG		  Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland

SGB II		  Sozialgesetzbuch Zweites Buch - Grundsicherung für Arbeitsuchende 

SGB III		  Sozialgesetzbuch Drittes Buch - Arbeitsförderung

SGB VIII		  Sozialgesetzbuch Achtes Buch - Kinder- und Jugendhilfe
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